
Coronapolitik

Hebelt dieZertifikatspflicht anUniver-
sitäten das Recht auf Bildung für alle
aus? Oder ist sie aufgrund der unge-
wohnten Lage zulässig? Viele Hoch-
schulen fühlen sich imUmgangmitder
Zertifikatspflicht imRecht.Anbeinahe
allen Hochschulen in der Schweiz gilt
diese seit Beginn des Semesters. Die
Ausnahmen: Basel wird die Pflicht im
November einführen, die Uni Lugano
hingegen gar nicht. Sie setzt auf die
vom Bund ebenfalls vorgeschlagene
Zwei-Drittel-Regel.Dasheisst, dieHör-
säle und Seminarräume dürfen zuma-
ximal zwei Dritteln ausgelastet sein.
Rektor Boas Erez begründet den Ent-
scheid in einem Schreiben an alle Stu-
dierenden unter anderem damit, dass
«systematische Kontrollen schwierig
und aufwendig» seien.

InBerndarfVorlesungenundSemi-
nare nur besuchen,wer geimpft, nega-
tiv getestet odergenesen ist.AufAnfra-
ge teilt die Universität Bern mit, dass
derLerninhalt «in adäquaterFormon-
line zur Verfügung gestellt» werde.
Dies sei aus rechtlichenGründenzwin-
gend. Doch es gibt auch Veranstaltun-
gen mit Präsenzpflicht, wie beispiels-
weise SeminareoderÜbungen, die on-
line nicht durchführbar sind. Für diese

VeranstaltungenmüssendieStudieren-
den über ein Zertifikat verfügen. Das-
selbe gilt in Luzern, wo Präsenzveran-
staltungen nur mit Zertifikat stattfin-
den. Beimehr als 100Teilnehmenden
wird die Vorlesung übertragen. Auch
die Universität St.Gallen geht ähnlich
vor. Dort gilt die Vorgabe, dass es für
alle Studierenden möglich sein muss,

einen Kurs erfolgreich zu absolvieren,
auchwennsienicht physischanwesend
sind. Da macht auch die ETH keine
Ausnahme: Studierende dürfen Prä-
senzveranstaltungen sowie Bibliothe-
ken nur besuchen, wenn sie über ein
Zertifikat verfügen. ETH-Rektorin Sa-
rah Springmann sagt: «Wer sich nicht
impfenoder testen lassenwill, hat aber

An den Unis droht die Maskenpflicht
AndenmeistenHochschulen gilt die Zertifikatspflicht. Doch laut Behörden
wird diese nur ungenügend umgesetzt. Das hat Folgen.

Kari Kälin

Die Ausdehnung der Zertifikatspflicht
hat die Strassenproteste gegen dieCo-
ronamassnahmen befeuert. Hoch ist
das Konfliktpotenzial auch bei einer
Frage, die imdirektenZusammenhang
damit steht: SollendieTests, die es fürs
Covid-Zertifikat braucht, ab Oktober
kostenpflichtig werden oder weiterhin
gratis bleiben, umsichquasi den sozia-
len Frieden zu erkaufen?

Der Bundesrat hat sich für einen
Mittelweg entschieden. Wer ein Res-
taurant besuchen oder im Fitnesscen-
ter seineMuskeln stählenwill, kannbis
zum 10. Oktober weiterhin ein Covid-
Zertifikat mittels Gratistest erlangen.
Ursprünglich wollte die Landesregie-
rung diese Neuerung schon ab dem
1.Oktobereinführen.Gratis bleibendie
Tests bis Ende November sodann für
Personen,diebis jetzt bloss einfachge-
impft sind.ZudiesemVorschlagmacht
der Bundesrat eine Konsultation bei
Kantonen, Sozialpartnern und weite-
renKreisen.Definitiv entscheidenwird
er am nächsten Freitag. Die Verlänge-
rung der Gratistests und die Kosten-
übernahme für Erstgeimpfte bis Ende
November verursachen Zusatzkosten
von rund 280Millionen Franken.

Grundsätzlichbleibt derBundesrat
bei seinerHaltung:Es ist nichtAufgabe
des Steuerzahlers, auf lange Dauer
Testkostenzuberappen,wenndieMen-
schen zu einemCovid-Zertifikat kom-
mendankGratisimpfung,die erst noch
einenviel effizienterenBeitrag zurEin-
dämmung der Pandemie leistet. Ge-
sundheitsministerAlainBerset gehtda-
von aus, dass in der kälteren Jahreszeit
pro Woche rund eine Million Tests für
Covid-Zertifikate fällig würden. Kos-
tenpunkt: rund 50Millionen Franken.

SVP-Fraktionschefwill
ausserordentlicheSession
Dem Bundesrat weht jedoch Gegen-
wind entgegen. Die nationalrätliche
Gesundheitskommission forderte den
Bundesrat amMittwoch ineinemBrief
mit 16 zu 6 Stimmen parteiübergrei-
fenddazu auf, dieKosten für dieCoro-
natestsweiterhin zuübernehmen.Setzt
sich derBundesrat über dasParlament
hinweg?Der Bundesrat werde die Ein-
schätzungderGesundheitskommission
berücksichtigen, sagte Berset gestern
vor den Medien. Um sogleich anzufü-
gen.«Dasbedeutetnicht, dassderBun-
desrat das tut, was im Brief gefordert
wird.»Bersetwiesdaraufhin, dass sich
die Mehrheit der Kantone im August
gegen dauerhafte Gratistests ausge-
sprochenhabe.Das taten sie jedochvor
demEntscheidzurAusweitungderZer-
tifikationspflicht.

SVP-FraktionschefThomasAeschi
ist enttäuscht, dassderBundesratnicht
auf die Forderung der Gesundheits-
kommission eingegangen ist. «So lan-
gedieAusweitungderZertifikatspflicht
gilt, sollen auch die Testkosten über-
nommenwerden», sagt der Zuger Na-
tionalrat.Erwill deshalbEndenächster
Woche oder in der ersten Oktoberwo-

cheeineausserordentlicheSessionein-
berufen, um den Bundesratmit einem
Parlamentsbeschlussdazuzubewegen,
die Testkosten weiterhin zu überneh-
men. Dafür muss er die Gesundheits-
kommission an der Sitzung vom kom-
menden Montag zuerst dazu bringen,
eine Kommissionsmotion für Gratis-
tests zu unterstützen. «Würde eine
gleichlautendeMotionauch imStände-
rat eingereicht, könnte ein Viertel der
Mitglieder einesRatesdieEinberufung
der Räte zu einer ausserordentlichen
Session verlangen», sagt Aeschi.

Wie gut die Chancen dafür stehen,
ist schwierig abzuschätzen. National-
rätin Manuela Weichelt (Grüne/ZG)
sagt, für dieGrünen sei es unverständ-
lich, dassderBundesrat denWillender
Gesundheitskommission ignoriere.«Es
ist wichtig, dass sich weiterhin mög-
lichst vieleMenschen testen lassenund
so ihr Umfeld schützen.» Sie kämpft
wie Aeschi für Gratistests. Manmüsse
aber zuerst abklären, aufwelchemWeg
man dieses Ziel ambesten erreiche.

Die Lage an der Coronafront ent-
spannt sich derweil. Die Zahl derNeu-
infektionen sinkt, auf den Intensivsta-
tionen liegendeutlichwenigerCorona-
patienten als noch Anfang September.
Die SVP teilte mit, die ausgedehnte
Zertifikatspflicht sei «nicht mehr» zu
rechtfertigen. Das sei keine sympathi-
scheSache, sagt auchBundesratBerset.
Und: «Wir hoffen, dass wir sie so
schnellwiemöglichaufhebenkönnen»,
Er dämpfte jedoch entsprechende Er-
wartungen.Erbefürchtetnämlich,dass
mit Beginn der kälteren Jahreszeit die
Fallzahlenwieder steigenkönnten.Ber-
set: «Es braucht eine gewisseVorsicht,
wir schauen vonTag zu Tag.»

Offenbleibt,welcheBedingungen
erfüllt sein müssen, damit der Bun-
desrat die ausgedehnte Zertifikats-
pflichtwieder aufhebt.Denkbarwäre
dieAuslastungaufden Intensivstatio-
nen und die Impfquote, wobei auch
die Genesenen miteinbezogen wer-
den könnten. Patrick Mathys vom
Bundesamt für Gesundheit sagt aber
auch: «Wir könnennicht einfach eine
Zahl indenRaumstellen, unddann ist
alles geklärt.»

Parlament soll Gratistests retten
DieTests zur Erlangung einesCovid-Zertifikats
werden erst ab dem 11. anstatt ab dem1.Oktober
kostenpflichtig.Das hat der Bundesrat entschieden.
Aus demParlament kommtWiderstand. SVP-
Fraktionschef ThomasAeschiwill eine ausser-
ordentliche Session einberufen.

Affäre Berset:
Where’s the beef ?
Aus denVorwürfen an denBundesrat lässt sich kein Strick drehen.

Die Werbekampagne der Fast-
Food-KetteWendy’swareindurch-
schlagenderErfolg.1984lautete ihr
Slogan: «Where’s the beef?» Im
EnglischenwurdederSatzbaldzur
stehenden Wendung. Wenn je-
mand lange spricht oder auch
schreibt,dieSubstanzdesVorgetra-
genen aber verborgen bleibt, fragt
man:«Undwo ist dasFleisch?»

Die «Weltwoche» zitierte die-
seWocheerneutausdenAktenzur
Strafuntersuchung gegen eine
Frau,dieeineAffäremitBundesrat
Alain Berset gehabt hatte und ihn
zu erpressen versuchte. «Where’s
the beef?» – die Frage harrt einer
Antwort.Obes berechtigt ist, eine
Angelegenheit öffentlich zu ma-
chen, die das Privatleben Bersets
betrifft, ist nachwie vor unklar.

Hat der Gesundheits- und So-
zialminister seine Macht miss-
braucht? Hat er sich über die Re-
geln der Amtsführung hinwegge-
setzt? Hat Berset auf miss-
bräuchlicheWeiseöffentlicheMit-
tel für eine private Sache verwen-
det? Keine der Fragen kann nach
derzeitigem Stand mit Ja beant-
wortet werden.

StarkalsCoronamanager,
schwachalsSozialreformer
Vielleicht war das Aufgebot der
Polizei beiderVerhaftungderFrau
übertrieben. Darüber entschied
aber nicht Berset, sondern die
Bundespolizei. IndensozialenMe-
dien liest man, Berset habe eine
Sondereinheit aufdieFraugehetzt.
Das istUnsinn.Bersethattekeinen
Einfluss auf den Polizeieinsatz.

Dass sich der Bundesrat nach
einemTreffenmitderFrau inSüd-
deutschlandvoneinerStaatslimou-
sine abholen liess – das kann man
fürunangebrachthalten, fürunsen-
sibel. Es verstösst aber nicht gegen
die Regeln, die im Leitfaden für
Bundesräte aufgelistet sind.

Berset zogeinenPsychiaterbei,
der eine Beurteilung der Frau ver-
fasste.Wennmansechs Jahrenach
der Begegnung mit einer Person
von ihr erpresstwird, ist das nach-
vollziehbar. Berset konnte nicht
wissen, dass der Psychiater in sei-
ner Ferndiagnose zu abenteuerli-
chen Schlüssen kommenwürde.

EinigeMitarbeiterdesBundes-
ratswaren involviert, als esdarum

Menschen stehen Schlange vor einemCovid-Testcenter.
Bild: Ralph Ribi (St.Gallen, 1. August 2021)

Alain Berset
Gesundheitsminister

«Wirhoffen,
dasswirdie
ausgedehnte
Zertifikatspflicht
so raschwie
möglichaufheben
können.»

Zertifikat – und trotzdemMaske? Ein Hörsaal in Neuenburg. Bild: Laurent Gilliéron/Key
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die Möglichkeit, praktisch alle Veran-
staltungen online zu besuchen.»

Das Bundesamt für Gesundheit ist
mit der Umsetzung der Zertifikats-
pflicht aber nicht zufrieden.

BundkritisiertUmsetzung
derZertifikatspflicht
Kontrolliert wird die Zertifikatspflicht
sowohl an den Universitäten Bern,
St.Gallen und Luzern als auch an der
ETHZürich, undzwarmit Stichproben.
Dies entspricht jedochnichtderVorga-
bedesBundesamts,wie es aufAnfrage
der «Schweiz am Wochenende» mit-
teilt: «Eine lediglich stichprobenweise
Überprüfung scheint uns nicht zu ge-
nügen.»Dannbestündennämlich kei-
ne Einschränkungen, ausser dass ein
Schutzkonzept erarbeitet und umge-
setzt werden müsse. Das BAG macht
klar: «Kann die Zertifikatspflicht nicht
odernur stichprobenweise kontrolliert
werden, besteht eine Maskenpflicht
unddieRäumedürfenmaximal zuzwei
DrittelnderKapazität besetztwerden.»
Die Verantwortung liege letztlich bei
den Institutionen, für die Umsetzung
seien die Kantone zuständig.

Chiara Stäheli

Parlament soll Gratistests retten
DieTests zur Erlangung einesCovid-Zertifikats
werden erst ab dem 11. anstatt ab dem1.Oktober
kostenpflichtig.Das hat der Bundesrat entschieden.
Aus demParlament kommtWiderstand. SVP-
Fraktionschef ThomasAeschiwill eine ausser-
ordentliche Session einberufen.

Affäre Berset:
Where’s the beef ?
Aus denVorwürfen an denBundesrat lässt sich kein Strick drehen.

Die Werbekampagne der Fast-
Food-KetteWendy’swareindurch-
schlagenderErfolg.1984lautete ihr
Slogan: «Where’s the beef?» Im
EnglischenwurdederSatzbaldzur
stehenden Wendung. Wenn je-
mand lange spricht oder auch
schreibt,dieSubstanzdesVorgetra-
genen aber verborgen bleibt, fragt
man:«Undwo ist dasFleisch?»

Die «Weltwoche» zitierte die-
seWocheerneutausdenAktenzur
Strafuntersuchung gegen eine
Frau,dieeineAffäremitBundesrat
Alain Berset gehabt hatte und ihn
zu erpressen versuchte. «Where’s
the beef?» – die Frage harrt einer
Antwort.Obes berechtigt ist, eine
Angelegenheit öffentlich zu ma-
chen, die das Privatleben Bersets
betrifft, ist nachwie vor unklar.

Hat der Gesundheits- und So-
zialminister seine Macht miss-
braucht? Hat er sich über die Re-
geln der Amtsführung hinwegge-
setzt? Hat Berset auf miss-
bräuchlicheWeiseöffentlicheMit-
tel für eine private Sache verwen-
det? Keine der Fragen kann nach
derzeitigem Stand mit Ja beant-
wortet werden.

StarkalsCoronamanager,
schwachalsSozialreformer
Vielleicht war das Aufgebot der
Polizei beiderVerhaftungderFrau
übertrieben. Darüber entschied
aber nicht Berset, sondern die
Bundespolizei. IndensozialenMe-
dien liest man, Berset habe eine
Sondereinheit aufdieFraugehetzt.
Das istUnsinn.Bersethattekeinen
Einfluss auf den Polizeieinsatz.

Dass sich der Bundesrat nach
einemTreffenmitderFrau inSüd-
deutschlandvoneinerStaatslimou-
sine abholen liess – das kann man
fürunangebrachthalten, fürunsen-
sibel. Es verstösst aber nicht gegen
die Regeln, die im Leitfaden für
Bundesräte aufgelistet sind.

Berset zogeinenPsychiaterbei,
der eine Beurteilung der Frau ver-
fasste.Wennmansechs Jahrenach
der Begegnung mit einer Person
von ihr erpresstwird, ist das nach-
vollziehbar. Berset konnte nicht
wissen, dass der Psychiater in sei-
ner Ferndiagnose zu abenteuerli-
chen Schlüssen kommenwürde.

EinigeMitarbeiterdesBundes-
ratswaren involviert, als esdarum

ging, auf denErpressungsversuch
zu reagieren. Sie standenzumBei-
spiel in Kontakt mit dem Anwalt
Bersets. Übermässig viel Zeit
scheinen sie dafür aber nicht auf-
gewendet zu haben. Es wäre bes-
ser gewesen,wennesnicht zudie-
sen Einsätzen gekommen wäre.
DerVersuch, sie zu skandalisieren,
wirkt jedoch aufgesetzt. Es ist
nichts Gravierendes vorgefallen.

Es gibt nichts, woraus man
Berset zurzeit einen Strick drehen
könnte.DieFrage ist, obnochUm-
stände ans Tageslicht kommen,
die für den Magistraten wirklich
zumProblemwerden könnten.

EinebürgerlicheNationalrätin
sagt,AlainBersethabeangespannt
gewirkt dieseWocheanderParla-
mentssession; er sei weniger elo-
quent, weniger überschäumend
gewesen als gewöhnlich. «Ich fra-
gemich,wieerdasaushält»,meint
sie. Wenn Privates öffentlich aus-
gebreitetwerde, sei das sehrbelas-
tend.Unddanngebees janochdie
Coronakrise.

Als Pandemiezuständiger
machtBerset einensehrguten Job.
Er ist schnell, kommuniziert gut –
und die grossen Linien stimmen.
Die Schweiz kammit viel weniger
Einschränkungen durch die Krise
als andere Länder, die Zahl der
Opferfiel abernicht ausdemRah-
men.DasLandbeschafftediebei-
den wirksamsten Impfstoffe, und
die wirtschaftlichen Schäden hal-
ten sich inGrenzen.

Jede Krise bringt aber Unzu-
länglichkeiten an den Tag. Für
Bersetwardasmanchmalpeinlich.
Er hat es versäumt, sein Departe-
ment zu digitalisieren. Man muss
dankbar dafür sein, dass das Bun-
desamt für Gesundheit nicht auf
einerZustellungderTestergebnis-
se per Postkutsche besteht.

So starkBerset alsCorona-Kri-
senmanager ist, so schwach wirkt
er als Sozialminister. Seit derWahl
in den Bundesrat im Jahr 2011 hat
er nichts zu Stande gebracht. Kei-
neReformderAHV,keineReform
derberuflichenVorsorge–dieLeis-
tungsbilanz istmiserabel. Unddie
Zeitwirdknapp.NachdenWahlen
2023 trittBerset entwederab,oder
er wechselt das Departement. Als
Sozialreformer sollte er bis dann
etwas Zählbares vorweisen.

Manchmal scheint er Gefangener
seiner Partei, der SP. Aus der Pa-
nikmache vor dem angeblichen
Sozialabbau findet sie nicht her-
aus; sie hat sich wohlig darin ein-
gerichtet.Obwohl auchdenSozial-
demokraten klar ist, dass jedes
RentensystemausderBalancege-
rät, wenn die Lebenserwartung
derMenschen steigt und steigt.

DrahtzieherderAbwahl
ChristophBlochers
Die Bundesparlamentarier halten
Berset zugute, dass er sich darum
bemühe, alle betroffenen Kreise
eines politischen Geschäfts an
einenTisch zubringen.Under sei
für Anregungen zugänglich.

EinigePolitikerenervierensich
aber darüber, dass er manchmal
selbstherrlich wirke. «Das Geba-
reneines französischenStaatsprä-
sidenten legt er zuweilen an den
Tag», sagt einStänderat.Berset ist
eitel. Sehr eitel. Zu seinemJahr als
Bundespräsident 2018 erschien
nicht ein Bildband – es waren de-
ren zwei. Fotografen begleiteten
ihnwochenlang.

Und in der SVP haben einige
nicht vergessen, dass Berset da-
mals mit am Tisch sass, 2007 im
Hotel Bellevue. In der Nacht der
langen Messer, als Christophe
Darbellay, Ueli Leuenberger und
Christian Levrat die Stimmen für
EvelineWidmer-Schlumpf zusam-
menzählten. Berset, damals Frei-
burger Ständerat, trug dazu bei,
dass Christoph Blocher aus dem
Bundesrat abgewählt wurde.

SeineGegner inderVolkspartei
stellen fest, dass Kritik an ihm ab-
perlt. Berset geht entweder nicht
auf Vorwürfe ein. Oder er steht zu
Fehlern.DassdieLandesregierung
vor der zweiten, heftigen Corona-
welle Ende 2020 allzu lange untä-
tigwar, gestand er ein.

AmFreitagwarwiederCorona-
Pressekonferenz.Bersetwirktesou-
verän.Nurdassermehrmalsansei-
nemHandyherumfingerte, verriet
eine Anspannung. Die Geschäfts-
prüfungskommission beschäftigt
sich nun mit seiner Affäre. Viel zu
befürchten hat Berset nicht. Es sei
denn, es komme irgendwo doch
nochbeef zumVorschein.

Francesco Benini

Alain Berset an
der Pressekonfe-
renz vom Freitag.

Dass er ständig an
seinemHandy
herumdrückte,

verriet eine gewis-
se Anspannung.
Bild: Keystone (Bern,

24. September 2021)

Bundesrat: «Die
schwierige Zeit
kommt erst noch»

WiesiehtdieAusgangslagederzeitaus?
«Die Zahlen sind zwar gut, aber immer
noch doppelt so hochwie heute vor einem
Jahr», sagte Gesundheitsminister Alain
Berset.DasLandsteheaufgrundder tiefen
Durchimpfungsrate der Bevölkerung vor
grossenHerausforderungen.«Die schwie-
rige Zeit kommt erst noch im Herbst und
Winter», so Berset. Die Zahl der Infektio-
nen und der Spitaleinweisungen habe in
den letzten Wochen zwar abgenommen,
aber die Zirkulation des Virus dürfte wie-
der zunehmen,wenn sich in den nächsten
Monaten das soziale Leben wieder ver-
mehrt in Innenräumen abspiele.

WelchenächstenSchritteplantderBun-
desrat in den kommenden Wochen?
DerZugang zuSpucktests, alsoPool-PCR-
Tests, soll vereinfacht werden. Das heisst,
ab Mitte Oktober werden schweizweit
PCR-Pooltests koordiniert und somit brei-
te Hotspot-Testungen sowie repetitive
Pooltests in allen Kantonen ermöglicht.
Die repetitivenTestungen für Schulen,Ge-
sundheitseinrichtungenundUnternehmen
sollenvonexternenDienstleisternabgewi-
ckelt werden.

Was bedeutet die Zertifikatspflicht für
die hiesige Tourismus-Branche?
Neu können alle Personen, die mit einem
vonderEuropäischenArzneimittelagentur
zugelassenen Impfstoff geimpft sind und
inderSchweiz einZertifikat benötigen, ein
Schweizer Covid-Zertifikat beantragen.
Damit steht auchTouristendieTeilnahme
amgesellschaftlichenLeben inderSchweiz
wiederoffen.UmdieBeantragungdesZer-
tifikats für Einreisende zu erleichtern und
dieKantonezuentlasten,will derBundnun
eine zentrale elektronischeAnmeldestelle
für Covid-Zertifikate aufbauen.

Wann könnte die ausgedehnte Zertifi-
katspflicht aufgehoben werden?
Für den Bundesrat sind noch viele Fragen
offen.Aber: IneinigenLändern,die20Pro-
zent höhere Impfquoten als die Schweiz
hätten, seiendieMassnahmenaufgehoben
worden.«Unddas funktioniert», soBerset.
Allerdings müsse man die Wintermonate
abwarten und auch im Auge haben, wie
lange die Wirkung der Impfungen jeweils
haltenwürde.PatrickMathysvomBundes-
amt für Gesundheit warnt davor, «Jojo zu
spielen» und Massnahmen aufzuheben,
nur um siewieder einzuführen.

Was unternimmt die Regierung für
Menschen mit Unverträglichkeiten in
Bezug auf den Impfstoff?
Berset verkündet, der Bund stehe kurz da-
vor, den Impfstoff von Johnson&Johnson
zubeschaffen. SokönnemaneineAlterna-
tive zu den mRNA-Impfstoffen anbieten.
Der Gesundheitsminister betont, dass all
jene, die sich nicht impfen lassen können,
weiterhinGratis-Tests bekommen. (nif.)
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